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DEMOKRATIE

Instrumentalisie-
rung der Volks-
rechte
Nicht nur die «Individualisierung», sondern 
auch die «Globalisierung» und der «Techni-
sche Wandel» (Digitalisierung) haben wohl 
ihren Anteil an der zunehmend polarisierten 
Schweizer Politlandschaft (siehe Hermann 
2011: 32 ff für eine genauere Diskussion hier- 
zu), die die traditionelle Konkordanz ge-
fährdet. Schon immer Gegenpol dieser Kon-
kordanz war die direkte Demokratie – hier 
werden Entscheidungen nicht im Konsens-, 
sondern nach dem Mehrheitsprinzip gefällt. 
Diese Entscheide sind weniger konsistent, 
weniger vorhersehbar und möglicherweise 
mutiger (oder auch ängstlicher) als die we-
nig spektakulären, berechenbaren und breit 
abgestützten Beschlüsse von Regierung und 
Parlament (Häusermann 2015). Für kleine, 
offene Volkswirtschaften wie die Schweiz 
ist diese Berechenbarkeit von zentraler wirt-
schaftlicher Bedeutung. Katzenstein (1985) 
zeigte, dass verhandlungsbasierte, inklusive 
Entscheidungsprozesse in solchen Volkswirt-
schaften deshalb sehr verbreitet sind. 

Fast keine Konkordanz mehr im Bundesrat

Volksinitiativen und Referenden sollen ga-
rantieren, dass die oft hinter verschlossenen 
Türen ausgehandelten Kompromisse nicht 
am Volk vorbeilaufen. Von dieser Kernidee 
hat sich die direkte Demokratie seit Mit-
te der 1990er-Jahre entfernt. Sie wird nicht 
mehr nur von übergangenen Minderheiten 
als Korrektur gegenüber dem Konsens ein-
gesetzt, sondern zunehmend von jenen Ak-
teuren, die diesen Konsens eigentlich hüten 
sollten (Häusermann 2015). Das zeigt eine 
Analyse der Parolen der Bundesratsparteien 
für Volksabstimmungen: Von Werten um 
60 % sank die Konsenshäufigkeit auf unter 
10 %. Rein statistisch gesehen ist die Konkor-
danz also Geschichte. 

Ob unter diesen Voraussetzungen die 
direkte Demokratie die gleiche positive 
Rolle wird spielen können wie in der Ver-
gangenheit, ist unklar. Umso störender ist 
vor diesem Hintergrund, dass die Hürden 
für Volksinitiative und Referendum konti-
nuierlich gesunken sind: Musste 1960 (als 
die «Zauberformel» im Bundesrat in Kraft 
trat) eine Volksinitiative von 3,35 % und ein 
Referendum von 2,01% der Stimmbürger 
unterzeichnet werden, sind es heute noch 
1,89 % bzw. 0,94 %. Die Digitalisierung hat 
zudem die Möglichkeiten zur Mobilisierung 
der Stimmbürger schon heute erweitert und 
wird das in Zukunft (Stichwort eDemocracy) 
noch stärker tun.

Mehr Unterschriften für die Volksinitiative

Es ist daher naheliegend, die geforderte Un-

terschriftenzahl zu erhöhen und an die Ent-
wicklung der Anzahl Stimmberechtiger zu 
binden. Für die Volksinitiative schlug Avenir 
Suisse 2015 ein Quorum von 4 % (aktuell  
212 000 Unterschriften) vor. Als Argument 
gegen diese Massnahme hört man oft, die 
grossen Parteien verfügten nach wie vor über 
genug Mobilisierungskraft um die erhöhte 
Unterschriftenanforderung zu erfüllen, wäh-
rend kleineren Bürgervereinigungen solche 
Vorstösse damit praktisch verunmöglicht 
würden. Gerade für professionell organisierte 
Interessen (seien es Parteien, Verbände oder 
Interessengruppen) spielen aber die Kosten, 
die bei der Lancierung einer Volksinitiative 
anfallen, durchaus eine Rolle. Erhöhen sich 
diese deutlich, verliert die Volksinitiative an 
Attraktivität, und die konventionellen Ka-
näle der Konsensdemokratie werden wieder 
attraktiver. Für einigermassen breit abge-
stützte (aber vom Parlament nicht beachtete) 
Bürgerinteressen sollte hingegen (vor allem 
in der digitalen Welt) auch eine erhöhte Un-
terschriftenzahl gut und ohne Einsatz erheb-
licher (finanzieller) Ressourcen erreichbar 
sein. 

Eine weitere Massnahme wäre ein Verbot 
für Bundesratsparteien Volksinitiativen zu 
lancieren. Schon heute werden allerdings die 
meisten von einer Partei unterstützten Initi-
ativen gar nicht offiziell durch diese lanciert. 
So gesehen wäre der Nutzen eines solchen 
Verbots beschränkt. Der gezielte Einsatz der 
Volksinitiative als Werbeinstrument würde 
damit aber immerhin unterbunden. LR
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